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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Körperschaftsteuer: Behandlung von Währungskursverlusten bei Gesellschaf-

terdarlehen 
Urteil vom 24.04.2024, Az: I R 11/23  

2. Körperschaftsteuer: Behandlung von Währungskursverlusten bei darlehens-
ähnlichen Gesellschafterforderungen im Drittstaatenfall 
Urteil vom 24.04.2024, Az: I R 41/20  

3. Versicherungsteuer: Auslegung des VersStG bei Kautionsrückversicherung 
und Irrtum über die Steuerpflicht 
Urteil vom 18.04.2024, Az: V R 17/22  

4. Umsatzsteuer: Überlassung gefährlicher Abfälle zur Entsorgung kein tausch-
ähnlicher Umsatz mit Baraufgabe 
Urteil vom 18.04.2024, Az: V R 7/22  

5. Unionsrecht: Anspruch eines Zuckerherstellers auf Erstattung von Produkti-
onsabgaben 
Urteil vom 09.07.2024, Az: VII R 35/23 (VII R 48/20)  

6. Einkommensteuer: Berücksichtigung von Beteiligungsverlusten bei Gewinner-
mittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 
Urteil vom 31.01.2024, Az: X R 11/22  

7. Umsatzsteuer: Landeszuweisung aus strukturpolitischen Gründen ist kein 
Entgelt von dritter Seite 
Urteil vom 17.04.2024, Az: XI R 13/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Körperschaftsteuer: Behandlung von Währungskursverlusten bei Gesellschafter-

darlehen 
Urteil vom 24.04.2024, Az: I R 11/23 
Währungskursverluste bei Fremdwährungs-Gesellschafterdarlehen mindern vor dem 
Inkrafttreten des § 8b Abs. 3 Satz 6 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) i.d.F. des 
Gesetzes vom 25.06.2021 (BGBl I 2021, 2050, BStBl I 2021, 889) das Einkommen 
der darlehensgewährenden Kapitalgesellschaft --vorbehaltlich einer unionsrechtlichen 
Prüfung-- nicht, da sie in den sachlichen Anwendungsbereich des § 8b Abs. 3 Satz 4 
KStG fallen. 
 

  
2. Körperschaftsteuer: Behandlung von Währungskursverlusten bei darlehensähn-

lichen Gesellschafterforderungen im Drittstaatenfall 
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Urteil vom 24.04.2024, Az: I R 41/20 
1. Währungskursverluste bei darlehensähnlichen Gesellschafterforderungen in Fremd-
währung mindern vor dem Inkrafttreten des § 8b Abs. 3 Satz 6 KStG i.d.F. des Geset-
zes vom 25.06.2021 (BGBl I 2021, 2050, BStBl I 2021, 889) das Einkommen der Ka-
pitalgesellschaft nicht, da sie in den sachlichen Anwendungsbereich des § 8b Abs. 3 
Satz 4 und 7 KStG fallen. 
 
2. In einem Drittstaatenfall steht Unionsrecht dem nicht entgegen; die auch im Verkehr 
mit Drittstaaten geltende Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union --AEUV--) wird bei § 8b Abs. 3 Satz 4 und 7 
KStG durch die Niederlassungsfreiheit ( Art. 49 AEUV ) verdrängt und ist nicht an-
wendbar. 
 

  
3. Versicherungsteuer: Auslegung des VersStG bei Kautionsrückversicherung und 

Irrtum über die Steuerpflicht 
Urteil vom 18.04.2024, Az: V R 17/22 
1. § 2 Abs. 2 VersStG setzt die Verpflichtung voraus, Dritten gegenüber für den Versi-
cherungsnehmer Bürgschaft oder sonstige Sicherheit zu leisten. Erforderlich ist die 
Eingehung einer Verpflichtung gegenüber dem Dritten. 
 
2. Die Zahlung des Versicherungsentgelts für eine Kautionsrückversicherung ist nicht 
nach § 4 Nr. 1 VersStG von der Versicherungsteuer befreit, wenn durch die Versiche-
rung die Gefahr aus einem Vertrag übernommen wird, der nach § 2 Abs. 2 VersStG 
nicht als Versicherungsvertrag gilt. 
 
3. Sind die Vertragsparteien irrtümlich davon ausgegangen, dass die Zahlung eines 
Versicherungsentgelts nicht der Versicherungsteuer unterliegt, ist die Versicherung-
steuer nicht in gezahlten Prämien enthalten. 
 

  
4. Umsatzsteuer: Überlassung gefährlicher Abfälle zur Entsorgung kein tauschähn-

licher Umsatz mit Baraufgabe 
Urteil vom 18.04.2024, Az: V R 7/22 
Übernimmt ein Unternehmer gefährlichen Abfall zum ausschließlichen Zweck der ge-
setzlich angeordneten Entsorgung nach einem in Anlage 2 des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes genannten Verwertungsverfahren zur Rückgewinnung/Regenerierung von Ab-
fällen, liegt lediglich eine vom Unternehmer erbrachte Entsorgungsdienstleistung vor. 
Die Annahme eines tauschähnlichen Umsatzes kommt mangels Lieferung des gefährli-
chen Abfalls an den Unternehmer nicht in Betracht. Hieran ändert sich auch nichts 
dadurch, dass der Unternehmer einen möglichen Verkaufspreis von Stoffen, die er 
durch die spätere Verwertung des gefährlichen Abfalls gewinnen und wieder verkau-
fen kann, kalkulatorisch als Preisnachlass zugunsten der Kunden berücksichtigt. 
 

  
5. Unionsrecht: Anspruch eines Zuckerherstellers auf Erstattung von Produktions-

abgaben 
Urteil vom 09.07.2024, Az: VII R 35/23 (VII R 48/20) 
1. Ein Zuckerhersteller hat einen unionsrechtlichen Anspruch auf Erstattung zu Un-
recht gezahlter Produktionsabgaben, wenn deren Höhe infolge einer Korrektur der Be-
rechnungsmethode (hier: Änderung des zur Berechnung der Ergänzungsabgabe erfor-
derlichen Koeffizienten) nachträglich reduziert wird. 
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2. Da der Erstattungsanspruch erst ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungs-
verordnung geltend gemacht werden kann, beginnen nationale Antrags- und Ände-
rungsfristen erst ab diesem Zeitpunkt zu laufen. 
 
3. Aufgrund des unionsrechtlichen Effektivitätsgrundsatzes steht die Bestandskraft des 
Festsetzungsbescheids der Erstattung dann nicht entgegen, wenn dies dazu führte, dass 
ein unionsrechtlicher Anspruch auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Produktionsabga-
ben, der erst nach Eintritt der Bestandskraft des Festsetzungsbescheids entstanden ist, 
nicht durchgesetzt werden könnte. 
 

  
6. Einkommensteuer: Berücksichtigung von Beteiligungsverlusten bei Gewinner-

mittlung nach § 4 Abs. 3 EStG 
Urteil vom 31.01.2024, Az: X R 11/22 
1. Die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen Betriebsvermö-
gen eines Einzelgewerbetreibenden gehört, verliert diese Zuordnung nicht dadurch, 
dass sich die Umstände ändern, die ihre Eigenschaft als notwendiges Betriebsvermö-
gen begründet haben, sondern grundsätzlich erst dadurch, dass der Steuerpflichtige sie 
aus dem Betriebsvermögen entnimmt. 
 
2. Der Verlust der Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die zum notwendigen Be-
triebsvermögen gehört, kann auch im Rahmen einer Einnahmen-Überschuss-Rech-
nung gewinnmindernd berücksichtigt werden (entsprechend § 4 Abs. 3 Satz 4 des Ein-
kommensteuergesetzes --EStG--). Für den Zeitpunkt und den Umfang des Betriebsaus-
gabenabzugs ist maßgeblich, wann und in welcher Höhe die für den Erwerb der Betei-
ligung aufgewendeten Mittel endgültig verlorengegangen sind. Auf die Rechtspre-
chungsgrundsätze zur Berücksichtigung eines Beteiligungsverlusts im Privatvermögen 
nach § 17 Abs. 4 EStG kann in diesem Zusammenhang nicht zurückgegriffen werden. 
 
3. Bei einem Übergang vom Betriebsvermögensvergleich ( § 4 Abs. 1 EStG ) zur Ein-
nahmen-Überschuss-Rechnung ( § 4 Abs. 3 EStG ) ist im ersten Jahr nach dem Über-
gang (Übergangsjahr) ein Übergangsgewinn zu ermitteln. Fehler bei der Ermittlung 
des Übergangsgewinns im Übergangsjahr können nur durch eine Änderung des Ein-
kommensteuerbescheids für das Übergangsjahr korrigiert werden. 
 

  
7. Umsatzsteuer: Landeszuweisung aus strukturpolitischen Gründen ist kein Ent-

gelt von dritter Seite 
Urteil vom 17.04.2024, Az: XI R 13/21 
1. Landeszuweisungen an eine Gemeinde zur Errichtung einer Anlegebrücke für den 
öffentlichen Fährverkehr sind kein Entgelt, wenn sie nicht für eine Leistung der Ge-
meinde, sondern aus strukturpolitischen Gründen zur Förderung der Verkehrsinfra-
struktur gezahlt werden. 
 
2. Für die Unternehmereigenschaft ist nicht erforderlich, dass eine Tätigkeit auf die 
Erzielung von Gewinnen gerichtet ist; ein typisch unternehmerisches, marktübliches 
Verhalten ist auch im Verlustfall unternehmerisch. 
 
3. Bei Eingangsleistungen, die ausschließlich in direktem und unmittelbarem Zusam-
menhang mit steuerpflichtigen Ausgangsumsätzen stehen, ist die Art der Finanzierung 
(durch Einnahmen aus der wirtschaftlichen Tätigkeit oder durch Zuschüsse) für die 
Feststellung, ob ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht, ohne Belang. 
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4. Eine juristische Person des öffentlichen Rechts unterhält umsatzsteuerrechtlich nur 
ein einziges Unternehmen, so dass in dem ihr gegenüber zu erlassenden Umsatzsteuer-
bescheid all ihre wirtschaftlichen Tätigkeiten zu erfassen sind. 
  

 

 


